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Rülke: Kein großer Wurf in der Migrationspolitik

Zu den heute beschlossenem Einwanderungsgesetz und dem sogenannten „Geordnete-Rückkehr“-
Gesetz erklärt der Fraktionsvorsitzende der FDP/DVP-Fraktion Dr. Hans-Ulrich Rülke:

„Es ist gut, dass sich endlich etwas in die richtige Richtung bewegt. Der große Wurf in der
Migrationspolitik sind die Gesetze aber nicht. Die Maßnahmen werden weder im nennenswerten
Umfang die Zuwanderung qualifizierter Fachkräfte vorantreiben noch eine stärkere Rückführung
abgelehnter Asylbewerber erreichen.

Seit Jahren fordert die FDP eine pragmatische Einwanderungspolitik. Durch ein Einwanderungsgesetz
muss echten Fachkräften, die unsere Wirtschaft dringend benötigt, die Einwanderung ermöglicht
werden. Der Gesetzentwurf der Großen Koalition stellt sich aber explizit gegen ein Punktesystem. Ein
Anreiz für qualifizierte Fachkräfte aus dem Ausland, sich gerade für Deutschland zu entscheiden,
entsteht dadurch nicht.

Daneben muss auch die Rückführung von Menschen ohne Aufenthaltsberechtigung endlich effektiv
umgesetzt werden. Die Aufnahme geflüchteter Menschen als humanitärer Akt dauert solange, soweit
die Situation in ihren Heimatstaaten dies erfordert. Danach müssen sie grundsätzlich das Land
verlassen – es sei denn, dass sie durch gelungene Integration die Anforderungen des
Einwanderungsgesetzes erfüllen. Die Rückführung in die Heimatstaaten muss dabei konsequenter als
bislang durchgesetzt werden. Dabei müssen dringend auch die Asylverfahren durch die Ausweitung
der Liste der sicheren Herkunftsstaaten, insbesondere um die Maghreb-Staaten und Georgien,
beschleunigt werden. Die Grünen müssen hier ihre Blockadehaltung im Bundesrat aufgeben.

Dort wo es nötig ist, müssen die betreffenden auch in Abschiebehaft genommen werden können. Die
Abschiebehaft muss aber getrennt von der Haft in Justizvollzugsanstalten erfolgen. Korrekturbedarf
besteht auch bei der landesweit einzigen Abschiebehaftanstalt in Pforzheim. Wegen ihrer zentralen
Lage ist sie ein denkbar ungeeigneter Standort, worauf wir seit Jahren hinweisen. Hier muss
Innenminister Strobl endlich sinnvolle Alternativen aufzeigen.“


